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(Nr. 12064.) Geſetz über weitere Beihilfen zu Kriegswohlfahrtsausgaben der Gemeinden und 
Gemeindeverbände. Vom 12. Januar 1921. 


De Preußiſche Landesverſammlung hat folgendes Geſetz 
beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


Fe 
Der Staatsregierung wird ein weiterer Betrag bis zu 50 Millionen Mark 
zur Verfügung geſtellt, um Gemeinden und Gemeindeverbänden zur Erleichterung 
ihrer Ausgaben für Kriegswohlfahrtszwecke Beihilfen zu gewähren. 


92. 

() Die Staatsregierung wird ermächtigt, zur Bereitſtellung der nach § 1 
erforderlichen Summe Staatsſchuldverſchreibungen auszugeben. 8 

e) An Stelle der Schuldverſchreibungen können vorübergehend Schatz 
anweiſungen oder Wechſel ausgegeben werden. In den Schatzanweiſungen iſt der 
Fälligkeitstermin anzugeben. Die Wechſel werden von der Hauptverwaltung der 
Staatsſchulden mittels Unterſchrift zweier Mitglieder ausgeſtellt. 

(3) Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen, etwa zugehörige Zinsſcheine 
und Wechſel können ſämtlich oder teilweiſe auf ausländiſche oder auch nach einem 
beſtimmten Wertverhältniſſe gleichzeitig auf in- und ausländiſche Währungen forte 
im Auslande zahlbar geſtellt werden. 
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() Schatzanweiſungen und Wechſel können wiederholt ausgegeben werden. 


(5) Die Mittel zur Einlöſung von Schatzanweiſungen und Wechſeln können 
durch Ausgabe von Schatzanweiſungen und Wechſeln oder von Schuldverſchreibungen 
in dem erforderlichen Nennbetrage beſchafft werden. 

(6) Schuldverſehreibungen, Schatzanweiſungen und Wechſel, die zur Ein⸗ 
löſung fällig werdender Schatzanweiſungen oder Wechſel beſtimmt ſind, hat die 
Hauptverwaltung der Staatsſchulden auf Anordnung des Finanzminiſters vierzehn 


Tage vor der Fälligkeit zur Verfügung zu halten. Die Verzinſung oder Um 


laufszeit der neuen Schuldpapiere darf nicht vor dem Zeitpunkte beginnen, mit 
dem die Verzinſung oder Umlaufszeit der einzulöſenden Schatzanweiſungen oder 
Wechſel aufhört. 


(7) Wann, durch welche Stelle und in welchen Beträgen, zu welchem Zins⸗ 


oder Diskontſatze, zu welchen Bedingungen der Kündigung oder mit welcher Um⸗ 


laufszeit ſowie zu welchen Kurſen die Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen 
und Wechſel ausgegeben werden ſollen, beſtimmt der Finanzminiſter. Ebenſo 
bleibt ihm im Falle des Abſ. 3 die Feſtſetzung des Wertverhältniſſes ſowie der 


näheren Bedingungen für Zahlung im Auslande überlaſſen. 

() Im übrigen find wegen Verwaltung und Tilgung der Anleihe die Vor⸗ 
ſchriften des Geſetzes, betreffend die Konſolidation preußiſcher Staatsanleihen, vom 
19. Dezember 1869 (Geſetzſamml. S. 1197), des Geſetzes, betreffend die Tilgung 
von Staatsſchulden, vom 8. März 1897 Geſetzſamml. S. 43) und des Geſetzes, 


betreffend die Bildung eines Ausgleichsfonds für die Eiſenbahnverwaltung, vom 


3. Mai 1903 Gſetzſamml. S. 155) anzuwenden. 
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Die Ausführung dieſes Geſetzes liegt den Miniſtern des Innern und der 


Finanzen ob. 


Berlin, den 12. Januar 1921. 
Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Braun. Fiſchbeck. Haeniſch. am Zehnhoff. 
Oeſer. Severing. Lüdemann. 


. ee end . 
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(Nr. 12065.) Ausführungsbeſtimmungen zur Bekanntmachung der Preußiſchen Regierung, 
betreffend Beſchlagnahme des Vermögens des Preußiſchen Königshauſes, 
vom 30. November 1918 (Geſetzſamml. S. 193). Vom 28. Januar 1921. 


Sn Ausführung der Bekanntmachung der Preußiſchen Regierung vom 30. No⸗ 
vember 1918, betreffend Beſehlagnahme des Vermögens des Preußiſchen Königs⸗ 
hauſes (Geſetzſamml. S. 193), wird beſtimmt: 

1. Soweit nicht der Finanzminiſter die Verwaltung ſelbſt führt oder durch 
eine ftantliche Behörde führen läßt, kann er eine an die Stelle des vormaligen 
Miniſteriums des Königlichen Hauſes als Vermögensverwaltung tretende Sonder⸗ 
verwaltung, die Güter⸗ und Forſtverwaltungen ſowie die ſonſtigen Vermögens⸗ 
verwaltungen des vormaligen Königs, des vormaligen Königlichen Hauſes und 
ſeiner Mitglieder auf Grund des § 2 Abſ. 1 der Bekanntmachung vom 30. No⸗ 
vember 1918 mit der Verwaltung des beſchlagnahmten Vermögens beauftragen. 
Die Sonderverwaltung, die Güter⸗ und Forſtverwaltungen ſowie die ſonſtigen 
Vermögensverwaltungen des vormaligen Königs uſw. ſind verpflichtet, ſich bei 
Verfügungen und Verpflichtungen ſowie bei Annahme von Zahlungen und 
Leiſtungen im Rahmen der vom Finanzminiſter genehmigten Haushaltspläne oder 
Bedarfsnachweiſungen zu halten. 

2. Über die durch die Sonderverwaltung, die Güter⸗ und Forſtverwaltungen 
ſowie die ſonſtigen Vermögensverwaltungen des vormaligen Königs ufw. geführte 
Vermögensverwaltung übt der Finanzminiſter und, ſoweit es ſich um die Ver⸗ 
waltung des land⸗ und forſtwirtſchaftlich genutzten Grundbeſitzes handelt, der 
Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten die Aufſicht aus. 

3. Zur Vertretung des vormaligen Königs, des vormaligen Königlichen 
Hauſes und ſeiner Mitglieder bei allen Gerichten, Verwaltungsbehörden und Amts⸗ 
ſtellen der freiwilligen Gerichtsbarkeit genügt zum Nachweiſe der Legitimation die 
Vollmacht der Beteiligten oder ihrer Verwaltungen. 

4. Die ehemaligen Beamten und die Angeſtellten des vormaligen Königs, 
des vormaligen Königlichen Hauſes und ſeiner Mitglieder ſind auf Grund des 
ihnen gemäß Ziffer 1 erteilten Auftrags hinſichtlich der Durchführung der Be⸗ 
ſchlagnahme über das ihrer Verwaltung anvertraute Vermögen dem Finanzminiſter 
bzw. dem Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten verantwortlich. 
Die Regelung der Verhältniſſe derjenigen ehemaligen prinzlichen Hof beamten, die 
nicht unter die Verordnung über die Verſorgung der Hof beamten und ihrer 
Hinterbliebenen vom 10. März 1919 (Geſetzſamml. S. 45) fallen, ſowie der Privat⸗ 
angeſtellten unterliegt, ſoweit ſich nicht aus Ziffer 1 Satz 2 etwas anderes ergibt, 
der ſelbſtändigen Beſtimmung des Mitglieds des vormaligen Königshauſes, in 
deſſen Dienſt ſich der ehemalige Hof beamte oder Angeſtellte befindet oder eintreten 
ſoll, oder feiner Verwaltung. Die betreffende Verwaltung gilt auch inſoweit 
als beauftragte Behörde im Sinne des § 2 Abſ. 1 der Bekanntmachung vom 
30. November 1918. : 
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5. Die dem Finanzminiſter nach § 2 der Bekanntmachung vom 30. No- 


vember 1918 zustehenden Befugniſſe bleiben neben den der Sonderverwaltung, 
den Güter⸗ und Forſtverwaltungen ſowie den ſonſtigen Vermögensverwaltungen 
des vormaligen Königs uſw. übertragenen Befugniſſen beſtehen. Er iſt ins⸗ 
beſondere auch berechtigt, einzelne Angelegenheiten der den Genannten überlaſſenen 
Vermögensverwaltungen ſowie die Regelung der Verhältniſſe der bisherigen 
Beamten, die nicht unter die Verordnung über die Verſorgung der Hofbeamten 
und ihrer Hinterbliebenen vom 10. März 1919 fallen, vorbehaltlich ihrer wohl⸗ 
erworbenen Rechte an ſich zu ziehen, die Herausgabe von Akten und Urkunden 
zu fordern und Auskünfte einzuziehen. 

Er wird über die von ihm angeordneten Maßnahmen Rechnung legen. 

6. Die Ausführungsbeſtimmungen vom 18. Juni 1919 Geſetzſamml. S. 95) 
werden aufgehoben. 


Berlin, den 28. Januar 1921. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Fiſchbeck. am Zehnhoff. Stegerwald. Lüdemann. 


(Nr. 12066.) Erlaß der Miniſter für Handel und Gewerbe und für Landwirtſchaft, Domänen 
und Forſten, betreffend Anwendung des vereinfachten Enteignungsverfahrens 
zugunſten eines von der Aktiengeſellſchaft A. Riebeck ſche Montanwerke in 
Halle a. S. geplanten Braunkohlentagebaues bei Etzdorf im Mansfelder 
Seekreiſe. Vom 28. Januar 1921. 


Au Grund der §§ 1, 9a der Verordnung, betreffend ein vereinfachtes Ent- 
eignungsverfahren, vom 11. September 1914 (Geſetzſamml. S. 159) in der 
Faſſung der Verordnungen vom 27. März 1915 Geſetzſamml. S. 57), vom 
10. April 1918 (Geſetzzamml. S. 41) und vom 15. Auguſt 1918 (Geſetzſamml. 
S. 144) ſowie des Geſetzes vom 21. September 1920 Geſetzſamml. S. 437) 
wird beſtimmt, daß die Vorſchriften dieſer Verordnung auf das Enteignungs⸗ 
verfahren Anwendung zu finden haben, das die Aktiengeſellſchaft A. Riebeck ſche 
Montanwerke in Halle a. S. gegen die Eigentümer der Parzellen Gemarkung 
Aſendorf im Mansfelder Seekreiſe Plan 87 Nr. 9 und 10 zum Zwecke des Auf— 
ſchluſſes eines neuen Braunkohlentagebaues bei Etzdorf im genannten Kreiſe, 
insbeſondere zur Anlegung eines Abraumgleiſes, gemäß §§ 135 ff. des Allgemeinen 
Berggeſetzes für die Preußiſchen Staaten vom 24. Juni 1865 Geſetzſamml. 
S. 705) beantragt hat. 
Berlin, den 28. Januar 1921. 


Der Miniſter Der Miniſter für Land⸗ 
für Handel und Gewerbe. wirtſchaft, Domänen und Forſten. 
Im Auftrage a ITInm Auftrage 
Voelkel. Articus. 
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(Nr. 12067.) Erlaß der Miniſter für Handel und Gewerbe, für Landwirtſchaft, Domänen 
und Forſten, der öffentlichen Arbeiten und des Innern, betreffend die An- 
wendung des vereinfachten Enteignungsverfahrens bei Enteignungen durch 
den Schleswig-Holſteiniſchen Elektrizitätsverband in Rendsburg. Vom 
31. Januar 1921. 


Di den Erlaß vom 16. Februar 1920 iſt dem Schleswig⸗-Holſteiniſchen 
Elektrizitätsverbande in Schleswig, jetzt in Rendsburg, zur Herſtellung des 
elektriſchen Überlandnetzes innerhalb der Kreiſe Steinburg, Bordesholm, Plön, 
Eckernförde, Schleswig, Apenrade, Sonderburg, Hadersleben, Tondern, Huſum, 
Eiderſtedt, Norderdithmarſchen, Süderdithmarſchen und Rendsburg mit Ausnahme 
der zum vertragsmäßigen Vorbehaltsgebiet anderer Elektrizitätsunternehmungen 
gehörenden Gemeinden und Gutsbezirke dieſer Kreiſe das Enteignungsrecht verliehen 
worden. Auf Grund des § 1 der Verordnung, betreffend ein vereinfachtes Ent- 
eignungsverfahren, vom 11. September 1914 (Geſetzſamml. S. 159) in der Faſſung 
der Verordnung vom 15. Auguſt 1918 (Geſetzſamml. S. 144) und des Geſetzes 
vom 21. September 1920 (Geſetzſamml. S. 437) wird beſtimmt, daß das ver⸗ 
einfachte Enteignungsverfahren nach den Vorſchriften dieſer Verordnung bei den 
vorſtehenden Enteignungen Anwendung findet, ſoweit die bezeichneten Kreiſe bei 
Preußen verblieben ſind. 


Berlin, den 31. Januar 1921. 


Der Miniſter Der Miniſter für Land⸗ 
für Handel und Gewerbe. wirtſchaft, Domänen und Forſten. 
Im Auftrage a 5 Im Auftrage 
von Meyeren. Abicht. 
Der Miniſter Der Miniſter des Innern. 
der öffentlichen Arbeiten. Im Auftrage 
Im Auftrage Stölzel. 
Krohne. 


(Nr. 12068). Erlaß des Miniſters der öffentlichen Arbeiten, betreffend Anwendung des ver⸗ 
einfachten Enteignungsverfahrens beim Bau einer Drahtſeilbahn vom 
Mehrberg (Gemeinde Linz) nach den Rheinverladeplätzen der Baſalt⸗Aktien⸗ 
geſellſchaft in Linz a. Rhein. Vom 31, Januar 1921. 


Au Grund des §!1 der Allerhöchſten Verordnung, betreffend ein vereinfachtes 
Enteignungsverfahren, vom 11. September 1914 (Geſetzſamml. S. 159) in der 
Faſſung der Verordnungen vom 27. März 1915 Geſetzſamml. S. 57), 25. Sep⸗ 
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tember 1915 (Geſetzzamml. S. 141) und 15. Auguſt 1918 GGeſetzſamml. S. 144) 
ſowie des Geſetzes vom 21. September 1920 (Geſetzſamml. S. 437) wird be⸗ 
ſtimmt, daß dieſes Verfahren bei dem von der Baſalt⸗Aktiengeſellſchaft in 
Linz a. Rhein auszuführenden, durch Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums 
vom heutigen Tage mit dem Enteignungsrecht ausgeſtatteten Unternehmen zur 
Anlegung einer Drahtſeilbahn vom Mehrberg (Gemeinde Linz) nach den Rhein⸗ 
verladeplätzen der Geſellſchaft Anwendung findet. 
Berlin, den 31. Januar 1921. 


Der Miniſter der öffentlichen Arbeiten. 
Oeſer. 


(Nr. 12069.) Erlaß der Miniſter für Handel und Gewerbe, für Landwirtſchaft, Domänen 
und Forſten, der öffentlichen Arbeiten und des Innern, betreffend An⸗ 
wendung des vereinfachten Enteignungsverfahrens bei Enteignungen durch 
das Märkiſche Elektrizitätswerk, Aktiengeſellſchaft in Berlin. Vom 
5. Februar 1921. 


Duc den Erlaß vom heutigen Tage iſt dem Märkiſchen Elektrizitätswerk, 
Aktiengeſellſchaft in Berlin, das Enteignungsrecht 
1. zur Herſtellung der Anlagen für die Leitung und Verteilung des elek⸗ 
triſchen Stromes innerhalb des Kreiſes Königsberg (Neumark) im 
Regierungsbezirke Frankfurt a. O., 
2. zum Bau einer elektriſchen Zuleitung von Blumberg, Landkreis Lands⸗ 
berg a. W., nach Batzlow, Kreis Königsberg (Neumark), 
verliehen worden. Auf Grund des $ 1 der Verordnung, betreffend ein verein⸗ 
fachtes Enteignungsverfahren, vom 11. September 1914 (Geſetzſamml. S. 159) 
in der Faſſung der Verordnung vom 15. Auguſt 1918 (GGeſetzſamml. S. 144) 
und des Geſetzes vom 21. September 1920 (Geſetzſamml. S. 437) wird beſtimmt, 
daß das vereinfachte Enteignungsverfahren nach den Vorſchriften der Verordnung 
bei den vorſtehend bezeichneten Enteignungen Anwendung findet. 
Berlin, den 5. Februar 1921. N 


Der Miniſter Der Miniſter für Land⸗ 
für Handel und Gewerbe. wirtſchaft) Domänen und Forſten. 
Im Auftrage Im Auftrage 
von Meyeren. Abicht. 
Der Miniſter Der Miniſter des Innern. 
der öffentlichen Arbeiten. Im Auftrage 
Im Auftrage \ Mulert. 


Krohne. 
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Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) find 
bekanntgemacht: a 
1. der Erlaß der Preußiſchen Staatsregierung vom 26. Juli 1920, be⸗ 
treffend die Genehmigung zur Errichtung der Pommerſchen Stadtſchaft 


auf Grund der vom 47. Provinziallandtag von Pommern am 13. März 1919 


„beichloffenen und vom 49. Provinziallandtag von Pommern am 28. April 


2, 


* 


1920 abgeänderten Satzung, durch die Amtsblätter 
der Regierung in Stettin Nr. 50 ©. 435, ausgegeben am 11. De 
zember 1920, 
der Regierung in Stralſund Nr. 48 S. 304, ausgegeben am 4. De⸗ 
zember 1920, und 
der Regierung in Köslin Nr. 50 Sonderbeilage, ausgegeben am 
11. Dezember 1920; 


der Erlaß der Preußiſchen Staatsregierung vom 24. Auguſt 1920, be⸗ 
treffend die Verleihung des Enteignungsrechts an die Hochfrequenz⸗ 
Maſchinen⸗Aktiengeſellſchaft für drahtloſe Telegraphie in Berlin für die 
funkentelegraphiſche Großſtation Eilveſe im Kreiſe Neuſtadt a. R., durch 
das Amtsblatt der Regierung in Hannover Nr. 4 S. 20, ausgegeben am 
22. Januar 1921; 


der Erlaß der Preußiſchen Staatsregierung vom 19. November 1920, 


betreffend die Abgrenzung des landſchaftlichen Deichbandes Norderdith⸗ 
marſchen, durch das Amtsblatt der Regierung in Schleswig Nr. 56 
S. 472, ausgegeben am 24. Dezember 1920; 


der Erlaß der Preußiſchen Staatsregierung vom 7. Dezember 1920, be⸗ 


treffend die Verleihung des Enteignungsrechts an die Harpener Bergbau⸗ 
Aktiengeſellſchaft in Dortmund für die Aufrechterhaltung des Betriebs 
der Drahtſeilbahn von der Zeche Scharnhorſt bei Dortmund nach der 
Zeche Schleswig, durch das Amtsblatt der Regierung in Arnsberg Nr. 6 
S. 73, ausgegeben am 5. Februar 1921; 


der Erlaß der Preußiſchen Staatsregierung vom 24. Dezember 1920, 


betreffend die Verleihung des Enteignungsrechts an das Rheiniſch⸗Weſt⸗ 
fäliſche Elektrizitätswerk, Aktiengeſellſchaft in Eſſen a. d. Ruhr, für die 
Herſtellung einer 25 000⸗Volt⸗Freileitung zwiſchen den in den Gemeinden 
Sieglar (Siegkreis) und Bergiſch Gladbach (Kreis Mülheim a. Rhein) 
gelegenen Anterſtationen, durch das Amtsblatt der Regierung in Köln 
Nr. 3 S. 14, ausgegeben am 15. Januar 1921; 
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6. der Erlaß der Preußiſchen Staatsregierung vom 27. Dezember 1920, 
betreffend die Verleihung des Enteignungsrechts an die Merſeburger 
Überlandbahnen⸗Aktiengeſellſchaft in Ammendorf für den Bau eines Ge⸗ 
meinſchaftsbahnhofs in der ſogenannten Hölle in Merſeburg, durch das 
Amtsblatt der Regierung in Merſeburg Nr. 4 S. 26, ausgegeben am 
22. Januar 1921 

7. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 5. Januar 1921 be 
treffend die Verleihung des Enteignungsrechts an das Rheiniſche Elektri⸗ 
zitätswerk im Braunkohlenrevier, Aktiengeſellſchaft in Köln, für die Er⸗ 
richtung eines zweiten Kraftwerkes bei der Braunkohlengrube Fortuna, 
durch das Amtsblatt der Regierung in Köln Nr. 4 S. 24, ausgegeben 
am 22. Januar 1921; 

8. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 5. Januar 1921, 
betreffend die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stadt Bonn für 
die Erweiterung des Nordfriedhofs, durch das Amtsblatt der Regierung 
in Köln Nr. 4 S. 23, ausgegeben am 22. Januar 1921. 


Berichtigungen. 
Es iſt zu ſetzen: 
1. Jahrgang 1920 S. 634 Zeile 18 von oben 
„Abſ. 2)“ ſtatt „Abſ. 3)“; 
Jahrgang 1920 S. 654 Zeile 9 von oben 5 
„für das Vierteljahr Januar bis März 1921“ ftatt „51920% 
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